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§ 1

(1) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Hamburg-
Altstadt 33 für den Bereich nordöstlich der Bergstraße zwi-
schen Ballindamm und Mönckebergstraße (Bezirk Hamburg-
Mitte, Ortsteil 101) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Südwestgrenze des Flurstücks 489, über die Flurstücke 1407
(Hermannstraße) und 1404 (Bergstraße), Südwestgrenzen der
Flurstücke 428, 429 und 430, Nordwestgrenzen der Flurstücke
430 und 425, Nordostgrenze des Flurstücks 425, Nordwest-
grenze des Flurstücks 1407, über das Flurstück 1407, Nord-
ostgrenze des Flurstücks 608, über das Flurstück 1441 (Straße
Raboisen), Südostgrenze des Flurstücks 1441, Nordostgrenzen
der Flurstücke 94 und 122, über das Flurstück 1414 (Kleine
Rosenstraße), Südost-, Süd-, Nordwestgrenze des Flurstücks
1414, Südwestgrenzen der Flurstücke 490 und 620, Südost-
grenze des Flurstücks 489 der Gemarkung Altstadt-Nord.

(2) Das maßgebliche Stück des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans und die ihm beigegebene Begründung werden beim
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niederge-
legt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wird diese Verordnung nach § 12 Absatz 6 des Baugesetz-
buchs aufgehoben, weil der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan nicht innerhalb der nach § 12 Absatz 1 Satz 1 des Bau-
gesetzbuchs bestimmten Frist durchgeführt wurde oder der
Träger des Vorhabens ohne Zustimmung nach § 12 Absatz 5
Satz 1 des Baugesetzbuchs gewechselt hat und Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass die Durchführung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans innerhalb der genannten
Frist gefährdet ist, können keine Ansprüche geltend ge-
macht werden. Wird diese Verordnung aus anderen als den
in Satz 1 genannten Gründen aufgehoben, kann unter den
in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten
Voraussetzungen Entschädigung verlangt werden. Der
Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflich-
tigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt,
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des
Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 des Bau-

gesetzbuchs bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich
zuständigen Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der
Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen
soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans gelten nachstehende Vorschriften:

1. Im Kerngebiet sind Spielhallen und ähnliche Unternehmen
im Sinne von § 33 i der Gewerbeordnung, die der Aufstel-
lung von Spielgeräten mit oder ohne Gewinnmöglichkeiten
dienen, sowie Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck
auf Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem Cha-
rakter ausgerichtet ist, unzulässig.

2. In der Paulstraße darf die Straßenbegrenzungslinie unter-
halb der als Mindestmaß festgesetzten lichten Höhe bei
Wahrung einer mindestens 7 m breiten Passage unterschrit-
ten werden.

3. Die Baulinie gilt nicht unterhalb der Geländeoberfläche.

4. Im Eingangsbereich zur Paulstraße kann die Baugrenze
für untergeordnete Bauteile um bis zu 5 m überschritten
werden.

5. Entlang der Straßen Ballindamm, Hermannstraße, Raboi-
sen, Kleine Rosenstraße und Bergstraße kann oberhalb von
29,5 m über Normalnull (NN) die Fassade auf eine Neigung
von bis zu 60 Grad gegenüber der Waagerechten zurückge-
neigt werden.

6. Ausnahmsweise kann oberhalb von 29,5 m über NN im
Bereich der mit „ aO“, „ bO“, „ cO“, „ dO“ und „ eO“ festgesetz-
ten Abschnitte für die Anlage von Dachgärten und Dach-
terrassen in erforderlicher Tiefe hinter die Baulinie zurück-
gewichen werden.

7. Die festgesetzten Gebäudehöhen können für technische
Anlagen (wie zum Beispiel Aufzugsüberfahrten, Technik-
räume, Zu- und Abluftanlagen) auf einer Fläche von
höchstens 30 vom Hundert der jeweiligen Dachflächen um
bis zu 4 m überschritten werden. Ansonsten kann eine

Verordnung

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Hamburg-Altstadt 33

Vom 25. März 2003

Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetz-
buchs in der Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I
S. 2142, 1998 I S. 137), zuletzt geändert am 23. Juli 2002 (BGBl. I
S. 2850, 2852), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271) und § 81 Absatz 1
Nummer 6 der Hamburgischen Bauordnung vom 1. Juli 1986
(HmbGVBl. S. 183), zuletzt geändert am 17. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 347, 353), wird verordnet:
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Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhen bis 0,5 m
ausnahmsweise zugelassen werden.

8. Die festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte umfassen
die Befugnis der Freien und Hansestadt Hamburg, all-
gemein zugängliche Wege anzulegen und zu unterhalten,
ferner die Befugnis der Ver- und Entsorgungsunternehmen,
unterirdische Leitungen zu verlegen und zu unterhalten.
Geringfügige Abweichungen von den festgesetzten Lei-
tungsrechten sind zulässig. Nutzungen, welche die Her-
stellung, Verlegung sowie Unterhaltung beeinträchtigen
können, sind unzulässig.

9. Auf die festgesetzten Eckabschrägungen im Bereich der
Durchfahrt zwischen Hermannstraße und Raboisen kann
verzichtet werden, wenn durch transparente Ausbildung
von Gebäudeteilen oder anderer geeigneter Maßnahmen
ausreichende Sichtbeziehungen zwischen den Verkehrs-
teilnehmern gewährleistet sind und wesentliche Beein-
trächtigungen des Fußgängerverkehrs nicht zu erwarten
sind.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 25. März 2003.

Verordnung

über das Verbot des Fütterns von verwilderten Tauben

(Taubenfütterungsverbotsverordnung)

Vom 1. April 2003

Auf Grund von § 1 des Gesetzes zum Schutz der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung vom 14. März 1966
(HmbGVBl. S. 77), zuletzt geändert am 18. Juli 2001
(HmbGVBl. S. 251, 252), und § 17 Absatz 5 des Infektions-
schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt
geändert am 6. August 2002 (BGBl. I S. 3082, 3101), wird
verordnet:

§ 1
Fütterungsverbot

Es ist verboten, in der Freien und Hansestadt Hamburg auf
öffentlichem Grund verwilderte Tauben zu füttern. Dieses Ver-
bot erfasst auch das Auslegen von Futter- und Lebensmitteln,
die erfahrungsgemäß von Tauben aufgenommen werden.

§ 2
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
entgegen § 1 verwilderte Tauben füttert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis
zu 5000 Euro geahndet werden.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 1. April 2003.


